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I. Amtlicher Teil

Jugend

Richtlinie 
des Ministeriums für Bildung, Jugend 
und Sport des Landes Brandenburg

zur Förderung berufspädagogischer Maßnahmen 
der Jugendhilfe in der EU-Förderperiode 2014-2020

(RL-berpädJuhi)

Vom 19. Juli 2018
Gz.: 25.5-19246

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1	 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der 
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und der 
hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie 
des Operationellen Programms des Landes Brandenburg 
für den Europäischen Sozialfonds (ESF) 2014–2020, Pri-
oritätsachse C, Zuwendungen aus Mitteln des ESF für die 
intensive Unterstützung von jungen Menschen mit indivi-
duellen Beeinträchtigungen und/oder sozialen Benachteili-
gungen beim Übergang in Ausbildung und Beschäftigung.

	 Darüber hinaus sind in der jeweils geltenden Fassung an-
zuwenden: 

-	 die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit 
gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-
lichen Raums und den Europäischen Meeres- und  
Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsions-
fonds und den Europäischen Meeres- und Fische-
reifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG)  
Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, 
S. 320), 

-	 die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über den Europäischen Sozialfonds und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 470).

	 Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein Rechts-
anspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde 
auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. 

1.2	 Ziel der Förderung ist die Verbesserung der Ausbildungs- 
und Berufsfähigkeit junger Menschen im Alter von 15 

bis unter 27 Jahren, die zum Ausgleich sozialer Benach-
teiligungen und/oder zur Überwindung individueller Be-
einträchtigungen in erhöhtem Maße auf eine berufs- und 
sozialpädagogische Unterstützung angewiesen sind. Ziel-
gruppen der Förderung sind 

-	 leistungsschwache Schulabgängerinnen und -abgän-
ger, häufig ohne Schulabschluss, und/oder 

-	 psychosozial gefährdete und sozial benachteiligte 
junge Menschen nach Beendigung der Vollzeitschul-
pflicht. 

	
	 Mit der auf den jeweiligen Bedarf ausgerichteten Beglei-

tung soll den jungen Menschen der Zugang in schulische 
oder berufliche Ausbildung ermöglicht und somit ihre 
gesellschaftliche Teilhabe und soziale Integration gezielt 
unterstützt werden. Durch pädagogische und handlungs-
orientierte Gruppenangebote, die sich den individuellen 
Voraussetzungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an-
passen, soll dieses Ziel erreicht werden. 

	 Mit der Förderung soll erreicht werden, dass 30 Prozent 
der im Rahmen der Richtlinie geförderten Teilnehmer/-in-
nen im Anschluss eine schulische oder berufliche Ausbil-
dung oder eine andere Maßnahme der beruflichen Bildung 
beginnen. 

1.3	 Der Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und Män-
nern ist einzuhalten. Dabei ist das Gender-Mainstreaming-
Prinzip anzuwenden, das heißt, bei der Planung, Durch-
führung, Begleitung und Bewertung von Maßnahmen sind 
ihre Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und 
Männern aktiv zu berücksichtigen und in der Berichts-
erstattung darzustellen. Die vorgesehenen gleichstellungs-
fördernden Aktivitäten sind im Förderantrag darzustellen 
und die erzielten Ergebnisse in der Berichterstattung zu 
dokumentieren. 

1.4	 Der Grundsatz der Chancengleichheit und Nichtdiskrimi-
nierung im Hinblick auf Geschlecht, ethnische Herkunft, 
Religion oder Weltanschauung, eine Behinderung, das 
Alter oder die sexuelle Ausrichtung ist einzuhalten. Die 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen zu den 
nach dieser Richtlinie unterstützten Maßnahmen ist zu be-
rücksichtigen und auf verbesserte Teilhabemöglichkeiten 
hinzuwirken. Die vorgesehenen Aktivitäten sind im För-
derantrag darzustellen und die erzielten Ergebnisse in der 
Berichterstattung zu dokumentieren. 

1.5	 Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung ist entspre-
chend Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 
hinsichtlich Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Kli-
maschutz, Anpassung an den Klimawandel, biologische 
Vielfalt, Katastrophenresistenz und Risikoprävention und  
-management Bestandteil des Operationellen Programms. 
Der Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung, ist im Förder-
antrag darzustellen und die erzielten Ergebnisse sind in der 
Berichterstattung zu dokumentieren. 



	 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 16 vom 23. Juli 2018� 187

2	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert wird die Teilnahme von sozial benachteiligten 
und/oder individuell beeinträchtigten jungen Menschen an 
berufspädagogischen Maßnahmen der Jugendhilfe in Pro-
duktionsschulen.

	 Die berufspädagogischen Angebote unterstützen junge 
Menschen, die auf Grund ihrer schwierigen Lebenssitua-
tionen ohne gezielte sozialpädagogische Hilfe keinen Zu-
gang in eine schulische oder berufliche Ausbildung oder 
in die Arbeitswelt finden. Ihre gesellschaftliche Teilhabe, 
soziale Integration und Selbstbestimmung ist ohne profes-
sionelle Unterstützung gefährdet.

	 Die erfolgreiche Teilnahme an dem Angebot und das an-
gestrebte persönliche Ziel für jeden einzelnen jungen 
Menschen sind dabei stark von den individuellen Zu-
gangsvoraussetzungen abhängig. Die pädagogischen und 
handlungsorientierten Gruppenangebote innerhalb der 
Projekte passen sich deshalb den Möglichkeiten und Vo-
raussetzungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer (TN) 
an.

		

3	 Zuwendungsempfänger

	 Zuwendungsempfänger sind die örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe im Land Brandenburg (die Jugend-
ämter der Landkreise und kreisfreien Städte).

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	 Die an den berufspädagogischen Maßnahmen der Ju-
gendhilfe teilnehmenden jungen Menschen müssen ihren 
Hauptwohnsitz im Land Brandenburg haben und dürfen 
während der Teilnahme das 27. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben.	

4.2	 Für die Förderung nach dieser Richtlinie muss durch den 
Zuwendungsempfänger für jeden teilnehmenden jungen 
Menschen der konkrete Jugendhilfebedarf festgestellt und 
dokumentiert sein. Dazu muss dokumentiert werden, dass 
– in Abstimmung mit der Bundesagentur für Arbeit – auf 
Grund der persönlichen Voraussetzungen keine Chance 
auf einen Ausbildungsplatz besteht und die Hilfen des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) – Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende – oder des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB III) – Arbeitsförderung – nicht in 
Betracht kommen oder ausgeschöpft sind beziehungswei-
se allein nicht ausreichen. Darüber hinaus muss dokumen-
tiert werden, wieso die Teilnahme an der Maßnahme nach 
Nummer 2 der Richtlinie geeignet ist, um den jeweiligen 
Hilfebedarf des jungen Menschen zu decken.

4.3	 Die Feststellung und Dokumentation nach Nummer 4.1 
und 4.2 erfolgt bei Aufnahme des jungen Menschen in das 
Projekt. Mit dem Verwendungsnachweis bestätigt der Zu-
wendungsempfänger an Hand eines von der Bewilligungs-
behörde verbindlich  vorgegebenen Formblatts, dass die 

Fördervoraussetzungen nach Nummer 4.1 und 4.2 vorla-
gen. Der Bewilligungsbehörde ist auf deren Aufforderung 
Einsicht in die Dokumentation der Prüfung der Fördervor-
aussetzungen in einer den datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen entsprechenden Weise zu gewähren. 	

4.4	 Die Teilnehmenden erhalten ein individuelles leistungs-
bezogenes Produktionsschulgeld (Motivationsprämie), in 
dessen Vordergrund der pädagogische Aspekt steht. 

	 Die Verweildauer der Teilnehmenden in der Produktions-
schule soll in der Regel 18 Monate nicht über- und 3 Mo-
nate nicht unterschreiten. In begründeten Ausnahmefällen 
ist eine Ausdehnung der Verweildauer möglich. 

	 Die Teilnehmenden sollen mindestens ein betriebliches 
Praktikum von maximal 14 zusammenhängenden Kalen-
dertagen absolvieren. Insgesamt sollen die Praktika bei ei-
ner Verweildauer von bis zu 12 Monaten 21 Kalendertage 
und bei einer Verweildauer über 12 Monaten 28 Kalender-
tage nicht überschreiten. Die Praktikumstage werden auf 
die Verweildauer angerechnet. 

	 Die Zu- und Abgangsmöglichkeiten für Teilnehmende in 
die berufspädagogischen Maßnahmen der Jugendhilfe sind 
zeitlich flexibel und nicht fest terminiert.

4.5	 Das MBJS genehmigt im Rahmen eines im Amtsblatt des 
MBJS veröffentlichten zeitlich unbeschränkten Interes-
senbekundungsverfahrens die möglichen kooperierenden 
Träger (Produktionsschulen) der Zuwendungsempfänger 
unter Berücksichtigung der in Nummer II. der Anlage zur 
Richtlinie genannten Kriterien. Alle in Frage kommenden 
Träger werden in einen Pool aufgenommen, der auf der 
Website des MBJS in der jeweils aktuellen Fassung veröf-
fentlicht wird. Ausschließlich mit diesen genehmigten und 
im Pool veröffentlichten Trägern können die Zuwendungs-
empfänger kooperieren. 

4.6	 Die interessierten Träger von Einrichtungen müssen mit 
der Interessenbekundung ein pädagogisches Konzept ent-
sprechend Nummer III. der Anlage zur Richtlinie vorle-
gen. 

	
5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

5.2	 Finanzierungsart:	 Anteilfinanzierung

5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuweisung

5.4	 Bemessungsgrundlage:	 Pauschale je Kalendertag und 
	 Teilnehmenden

	 Förderfähig sind die Personal- und Sachausgaben, die bei 
der Durchführung der Angebote nach Nummer 2 entste-
hen. Die förderfähigen Gesamtausgaben werden mit einer 
auf die Ausgaben für eine Standardeinheit bezogenen Pau-
schale nach Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe b) der Verord-
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nung (EU) Nr. 1303/2013 bemessen. Als Standardeinheit 
gilt ein Kalendertag, an dem ein junger Mensch an einer 
geförderten Maßnahme teilnimmt. 

	 Die Pauschale für die Förderung berufspädagogischer 
Maßnahmen der Jugendhilfe in Angeboten nach Nummer 
2 - Produktionsschulen – beträgt 33,10 € je Kalendertag 
und Teilnehmenden. Darin sind die erwarteten Nettoerlöse 
berücksichtigt. 

5.5	 Höhe der Zuwendung

	 Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 75 vom Hundert 
der Bemessungsgrundlage gemäß 5.4. 

	 Der Eigenanteil der Zuwendungsempfänger beträgt min-
destens 25 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben. 

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist ausgeschlos-
sen, wenn für dasselbe Vorhaben eine weitere Förderung 
aus Mitteln der Strukturfonds der Europäischen Union 
– Europäischer Sozialfonds (ESF), Europäischer Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) –, des Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) oder eine Förderung aus anderen Förder-
programmen der Europäischen Union oder aus anderen 
öffentlichen Mitteln für den genannten Zuwendungszweck 
erfolgt. 	

6.2	 In einer Leistungs- und Qualitätsvereinbarung regeln das 
Jugendamt und der Träger des berufspädagogischen Ange-
bots Art und Umfang der Leistung für jeden einzelnen jun-
gen Menschen. Zwischen Jugendamt, Erziehungsberech-
tigten bzw. dem jungen Erwachsenen werden über einen 
Betreuungsvertrag die konkrete Maßnahme, der Ort und 
die Dauer der Maßnahme vereinbart.   

6.3	 Pflichten zur Information und Kommunikation 

	 Gemäß Artikel 115 Absatz 3 und Anhang XII Ziffer 2.2.1 
bis Ziffer 2.2.3 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sind 
die Begünstigten der ESF-Förderung verpflichtet, bei al-
len Informations- und Kommunikationsmaßnahmen auf 
die Unterstützung aus dem ESF hinzuweisen, während der 
Durchführung der Maßnahmen die Öffentlichkeit (insbe-
sondere im Internet, gegenüber den Medien und durch Pla-
katierung im Objekt) über die Unterstützung aus dem ESF 
zu informieren und die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der geförderten Maßnahmen über die Finanzierung durch 
den ESF zu informieren. Dabei ist auf die Förderung des 
Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport aus Mitteln 
des ESF so hinzuweisen, dass die fördernde Rolle des 
Landes Brandenburg und der Europäischen Union für die 
Aktivitäten nach dieser Richtlinie zum Ausdruck gebracht 
wird. Dies ist auch in allen öffentlichkeitswirksamen Ak-
tionen der Maßnahmen der Zuwendungsempfänger zum 
Ausdruck zu bringen. Detaillierte Angaben zu den Vorga-
ben sowie Arbeitshilfen und  Unterstützungsangebote sind 

im „Merkblatt Information und Kommunikation für ESF-
geförderte Vorhaben“ auf der Website www.esf.branden-
burg.de veröffentlicht. Das Merkblatt ist für die Zuwen-
dungsempfänger verbindlich. 

6.4	 Liste der Vorhaben
	
	 Gemäß Artikel 115 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 

1303/2013 ist eine Liste der Vorhaben zu führen. Die Be-
günstigten der ESF-Förderung erklären sich bei Annahme 
der Finanzierung damit einverstanden, dass sie in die zu 
veröffentlichende Liste der Vorhaben aufgenommen wer-
den.

	 Es werden folgende Daten aller Vorhaben veröffentlicht:

a)	 Name des Begünstigten (Nennung ausschließlich von 
juristischen Personen und nicht von natürlichen Perso-
nen) 

b)	 Bezeichnung des Vorhabens
c)	 Zusammenfassung des Vorhabens
d)	 Datum des Beginns des Vorhabens
e)	 Datum des Endes des Vorhabens (voraussichtliches 

Datum des Abschlusses der konkreten Arbeiten oder 
der vollständigen Durchführung des Vorhabens)

f)	 Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben des Vorha-
bens

g)	 Kofinanzierungssatz der Europäischen Union pro Prio-
ritätsachse des Operationellen Programms für den ESF 
im Land Brandenburg

h)	 Postleitzahl des Vorhabens oder andere angemessene 
Standortindikatoren

i)	 Land
j)	 Bezeichnung der Interventionskategorie für das Vorha-

ben gemäß Artikel 96 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchsta-
be b Ziffer vi der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.

6.5	 Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung 
der Entwicklung der Förderung, zur begleitenden und ab-
schließenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung, Be-
wertung, Finanzverwaltung und Überprüfung/Prüfung der 
Förderung gemäß bestehender und vorbehaltlich noch zu 
erlassender EU-Bestimmungen für den Strukturfondsför-
derzeitraum 2014–2020 erfasst und speichert die Investiti-
onsbank des Landes Brandenburg (ILB) statistische Daten, 
einschließlich Angaben zu den einzelnen Teilnehmenden, 
in elektronischer Form. Das betrifft insbesondere Informa-
tionen zum Antragsteller/Zuwendungsempfänger, den be-
antragten/geförderten Maßnahmen sowie den geförderten 
Unternehmen und Personen (Teilnehmende).  

	 Mit seinem Antrag erklärt sich der Antragstellende damit 
einverstanden, die notwendigen Daten für die Projektbe-
gleitung, Projektbewertung/Evaluierung, Projektfinanz-
verwaltung und Überprüfung/Prüfung zu erheben, zu 
speichern und an die beauftragten Stellen weiterzuleiten. 
Die Erfüllung der Berichtspflichten und Erhebung und 
Verarbeitung der Daten ist wesentliche Fördervorausset-
zung und notwendig für den Abruf von Fördermitteln des 
Landes Brandenburg bei der Europäischen Kommission 
und deren Auszahlung an die Fördermittelempfänger.
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	 Die Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, die in An-
hang I der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 genannten 
sowie weitere programmrelevante Daten zu erheben und 
dem Zuwendungsgeber zu vorgegebenen Zeitpunkten zu 
übermitteln. Dazu erheben die Zuwendungsempfänger die 
Daten bei den am Projekt Teilnehmenden und am Projekt 
beteiligten Partnern. Bei der Erhebung und Verarbeitung 
personenbezogener Daten müssen die datenschutzrechtli-
chen Bestimmungen beachtet werden. Insbesondere die am 
Projekt Teilnehmenden werden durch den Zuwendungs-
empfänger über die Notwendigkeit, die Rechtmäßigkeit 
und den Umfang der Datenerhebung und -verarbeitung 
informiert und dieser holt die entsprechenden Einwilligun-
gen ein. Die Daten bilden die Grundlage für die Erfüllung 
der Berichtspflichten der ESF-Verwaltungsbehörde gegen-
über der Europäischen Kommission.

	 Auf dieser Grundlage sind entsprechend Zuwendungs-
bescheid bei Eintritt und Austritt der Teilnehmenden in 
die/aus der Maßnahme die erforderlichen personenbezo-
genen Daten zu erheben und über das Webportal an die 
ILB zu übermitteln. Auf gleichem Wege sind zum Maß-
nahmebeginn sowie zum 31.12. jeden Jahres bzw. zum 
Maßnahmeende ergänzende projektbezogene Angaben zu 
übermitteln. Insbesondere müssen die Zuwendungsemp-
fänger die erforderlichen Projektdaten zur finanziellen und 
materiellen Steuerung in das bei der ILB eingerichtete IT-
System regelmäßig eintragen. Die Zuwendungsempfänger 
sind zudem verpflichtet, mit den für das Monitoring und 
die Evaluierung der Förderungen beauftragten Stellen 
zusammenzuarbeiten. Weitere Hinweise zu den Pflichten 
der Zuwendungsempfänger hinsichtlich Monitoring und 
Evaluation der Förderung stellt die ILB im Webportal zur 
Verfügung. 

	 Fehlende Daten können für den Zuwendungsempfänger 
Zahlungsaussetzungen bis hin zur Aufhebung der Bewil-
ligung zur Folge haben.

6.6	 Es sind die Fördergrundsätze für den ESF im Land Bran-
denburg in der Förderperiode 2014-2020 zu beachten.

7	 Verfahren

7.1	 Antragsverfahren

	 Anträge auf Förderung einschließlich der erforderlichen 
Unterlagen (siehe Nummer I der Anlage zur Richtlinie) 
sind zu einem bestimmten Stichtag über das Internetpor-
tal der Bewilligungsbehörde Investitionsbank des Landes 
Brandenburg zu stellen (siehe Online-Antragsverfahren 
unter www.ilb.de). Die jeweiligen Maßnahmezeiträume 
und Antragsfristen werden über die Internetseite der ILB 
bekannt gegeben.

7.2	 Bewilligungsverfahren

	 Die Bewilligungsbehörde ILB entscheidet nach pflicht-
gemäßem Ermessen auf Grundlage der eingereichten An-
tragsunterlagen unter Einbeziehung eines fachlichen Vo-

tums des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport über 
die Gewährung der Förderung.

 
7.3	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittelan-
forderung gemäß Nummer 1.4 der Allgemeinen Neben-
bestimmungen für Zuwendungen für aus den EU-Fonds 
(EFRE, ELER, EMFF und ESF) finanzierte Vorhaben in 
der Förderperiode 2014 bis 2020 (ANBest-EU) im Vor-
schussprinzip. 

	 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das Inter-
netportal der ILB. Für die Anforderung bewilligter Zuwen-
dungen ist das dort bereitgestellte Formular „Mittelanfor-
derung“ zu verwenden. 

	 Ab der zweiten Mittelanforderung ist ein Nachweis über 
die tägliche Teilnahme für jeden einzelnen jungen Men-
schen anhand monatlicher Anwesenheitslisten einzurei-
chen. Praktikumstage sind analog durch einen Beleg der 
Praktikumsstelle zu dokumentieren. Abgerechnet werden 
Teilnahmetage. Ein Teilnahmetag entspricht einem Kalen-
dertag. Wochenenden und gesetzliche Feiertage gelten als 
Anwesenheitstage, sofern sie nicht direkt auf unentschul-
digte Fehltage folgen. Entschuldigte Fehltage (attestierte 
Krankschreibungen, Praktikumstage, Tage mit aufsuchen-
der Sozialarbeit (maximal 10 Tage in einem Monat) Jah-
resurlaubstage) gelten dabei als Anwesenheitstage.

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 der  
ANBest-EU einzureichen. Die Einreichung erfolgt online 
über das Internetportal der ILB.

	 Mit dem Verwendungsnachweis sind vom Zuwendungs-
empfänger unaufgefordert zur Erfolgskontrolle folgende 
Unterlagen einzureichen:

a)	 Eine Bestätigung nach Nummer 4.3 dieser Richtlinie.

b)	 Ein Nachweis über die tägliche Teilnahme für jeden 
einzelnen jungen Menschen anhand monatlicher An-
wesenheitslisten. Praktikumstage sind analog durch 
einen Beleg der Praktikumsstelle zu dokumentieren. 
Das Formular für den Nachweis wird von der Bewilli-
gungsbehörde vorgegeben.

c)	 Ein Sachbericht gemäß Nummer 6.2.1 der ANBest-EU 
mit zusätzlichen Angaben zum pädagogischen Erfolg 
der Förderung, Angaben zum Übergang der Teilneh-
menden in schulische oder berufliche Bildung bzw. in 
sonstige Beschäftigung und zu den Gründen zu einer 
ggf. vorzeitigen Beendigung der Maßnahme. 

	 Darüber hinaus sind Angaben notwendig,

-	 zum Einsatz und zur Qualifikation geeigneter Fach-
kräfte,
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-	 zum pädagogischen Umgang mit dem Produktions-
schulgeld,

-	 zum Austausch mit den Wirtschafts- und Sozialpart-
nern der Region sowie

-	 zu Dauer und Einsatzort der betrieblichen Praktika der 
Teilnehmenden.

7.5	 Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO und die 
ANBest-EU, soweit nicht in dieser Richtlinie beziehungs-
weise im Zuwendungsbescheid Abweichungen zugelassen 
worden sind. 

	 Über die LHO hinaus gelten die Regelungen der EU für 
den Strukturfondsförderzeitraum 2014–2020 (EU-Verord-
nungen, die dazugehörenden delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsbestimmungen) in der zum Zeitpunkt der 
Entscheidung jeweils geltenden Fassung. Daraus ergeben 
sich Besonderheiten, insbesondere hinsichtlich der Aus-
zahlung, des Abrechnungsverfahrens, der Aufbewahrungs-
fristen und der Prüfrechte, die im Zuwendungsbescheid 
den Zuwendungsempfängern im Einzelnen mitgeteilt wer-
den.

	 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege 
und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die 
Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen 
zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der 
Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen 
bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

	 Der Landesrechnungshof ist gemäß §§ 88 Absatz 1 und 91 
LHO zur Prüfung berechtigt. Des Weiteren sind der Eu-
ropäische Rechnungshof, die Europäische Kommission, 
die für den ESF in Brandenburg zuständige Verwaltungs-, 
Bescheinigungs- und Prüfbehörde sowie deren beauftrag-
te Dritte berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger bzw. 
wenn Mittel an Dritte weitergeleitet wurden auch bei die-
sen zu prüfen. Die Zuwendungsempfänger sind verpflich-
tet, diesen Stellen im Rahmen der Überprüfung Einblick in 
die Geschäftsunterlagen und Zugang zu den Geschäftsräu-
men zu gewähren und alle in Zusammenhang mit der Ver-
wendung der Zuwendung stehenden Auskünfte zu erteilen.

7.6	 Subventionserhebliche Tatsachen

	 Gemäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom 
11. November 1996 (GVBI. I S. 306) gelten für Leistun-
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des  
§ 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6 des 
Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von 
Subventionen vom 29. Juli 1976 (BGBI. I S. 2034, 2037).

	 Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den Antragstel-
lern in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass es sich 
bei den Zuwendungen in der gewerblichen Wirtschaft um 
Subventionen im Sinne von § 264 StGB handelt. Die sub-
ventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 StGB 
werden dem Zuwendungsempfänger im Rahmen des An-
trags- und Bewilligungsverfahrens als subventionserheb-
lich bezeichnet. 

8	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt mit Unterzeichnung in Kraft und gilt 
bis zum 30.06.2022

Die Ministerin
für Bildung, Jugend und Sport

Britta Ernst

Anlage 

zu Nummern 4.5, 4.6 und 7.1 der Richtlinie des Ministeri-
ums für Bildung, Jugend und Sport des Landes Branden-
burg zur Förderung zur Förderung berufspädagogischer 
Maßnahmen der Jugendhilfe in der EU-Förderperiode 
2014-2020 (RL-berpädJuhi) vom  19.07.2018

I.	 Anforderungen an das durch die Antragsteller (Ju-
gendämter) einzureichende Konzept an die ILB (Be-
willigungsbehörde) 

Mit dem Konzept sind Aussagen zu folgenden Punkten zu tä-
tigen:

1.	 Darstellung des voraussichtlichen Bedarfs an Teilnehmer-
tagen für die Laufzeit der Förderung

2.	 Benennung des ausgewählten, kooperierenden Trägers 
(Produktionsschule) aus dem durch das MBJS genehmig-
ten und veröffentlichten Pool 

3.	 Darstellung der Berücksichtigung und Umsetzung der 
Querschnittsziele Gleichstellung von Männern und Frau-
en, Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung, Nach-
haltigkeit

4.	 Darstellung der Öffentlichkeitsarbeit

5.	 Finanzierungsplan 

	 Die Darlegung zur Finanzplanung erfolgt im Rahmen der 
Antragstellung (Antragsformular der ILB). 
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II.	 Kriterien für die Auswahl der kooperierenden Träger 
(Produktionsschulen) als Grundlage für die Genehmi-
gung im Rahmen des Interessenbekundungsverfahrens

1. 	 Begriffsdefinition Produktionsschulen 	

	 Produktionsschulen sind Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe, in denen Lern- und Arbeitsort eine Einheit 
bilden, so dass die Lernprozesse in der Regel über die Pro-
duktionsprozesse stattfinden. Produktionsschulen arbeiten 
in betriebsähnlichen Strukturen, mit realen Aufträgen und 
Kundenkontakten. Durch die Nähe zur Praxis sind sie ein 
attraktives und damit besonders wirkungsvolles Lernan-
gebot für die Zielgruppe. Produktionsschulen sind keine 
Schulen im Sinne des Brandenburgischen Schulgesetzes.

2.	 Allgemeine Voraussetzungen/Anforderungen an Produk-
tionsschulen 

	 Eine Produktionsschule kann einen oder mehrere Stand-
orte haben. Sie muss verschiedene Werkstätten vorhalten, 
um eine ausreichende Auswahl- und Erprobungsmöglich-
keit anbieten zu können. Dabei soll eine Produktionsschu-
le an einem Standort in der Regel fünf, jedoch mindestens 
drei Werkstätten mit insgesamt mindestens 24 Plätzen vor-
halten. Eine Produktionsschule mit mehreren Standorten 
soll an jedem Standort in der Regel drei, jedoch mindes-
tens zwei Werkstätten mit insgesamt mindestens 16 Plät-
zen vorhalten. In allen Fallbeispielen ist jeder einzelne 
Werkstattbereich mit mindestens vier Plätzen auszustatten. 
Dabei können Plätze auch durch junge Menschen genutzt 
werden, deren Teilnahme nicht im Rahmen dieser Richtli-
nie gefördert wird.

	 Die Produktionsschulen müssen neben ihrer originären 
Aufgabe, d.h. der beruflichen Orientierung und Vorbe-
reitung junger Menschen, sich gezielt mit der von Ge-
schlechtsstereotypen geprägten Berufswahl junger Men-
schen auseinandersetzen und diesen aktiv entgegenwirken.

	 In der Produktionsschule sind geeignete sozialpädagogi-
sche Fachkräfte tätig, wobei je Standort mindestens eine 
Fachkraft die zertifizierte Zusatzqualifikation Werkstatt-
pädagoge / Werkstattpädagogin nachweisen soll. Ist mit 
Maßnahmebeginn keine entsprechend qualifizierte Fach-
kraft beschäftigt, muss der Träger mit einer Absichtserklä-
rung bestätigen, dass im ersten Jahr der Projektförderung 
eine Fachkraft des Projektes mit der zertifizierten Zusatz-
qualifikation zum Werkstattpädagoge/Werkstattpädagogin 
beginnt.

	 Die Produktionsschule muss in einem regelmäßigen Aus-
tausch, mindestens zwei Mal im Jahr, mit dem Jugendamt 
und den regionalen Wirtschafts- und Sozialpartnern ste-
hen. Dazu ist ein Beirat einzurichten, in dem die Fragen 
der möglichen Zusammenarbeit sowie die Produkt- und 
Dienstleistungsangebote erörtert und abgestimmt werden.

III. 	Pädagogisches Konzept der Produktionsschule 

Im Rahmen der Interessensbekundung ist ein berufspädagogi-
sches Konzept mit folgender Gliederung einzureichen:

1.	 Darstellung des Trägers zu seinen Erfahrungen/Kompe-
tenzen (allgemeine und zielgruppenbezogene Kompetenz) 
sowie zu seiner Eignung für die Projektdurchführung unter 
Berücksichtigung der Nummern II.1 und II.2 dieser Anlage.

2.	 Darstellung der Kooperationsbeziehungen des Trägers, 
z. B. mit den regionalen Arbeitgebern, den Oberstufenzen-
tren (OSZ), der Bundesagentur für Arbeit, Beratungsein-
richtungen.

3.	 Darstellung des berufspädagogischen Angebots unter Be-
rücksichtigung der in Nummer II.2 dieser Anlage genann-
ten Voraussetzungen/Vorgaben: 

-	 Zielsetzung 

-	 Beschreibung der Zielgruppe

-	 pädagogische Konzeption mit Aussagen

•	 zur Personalausstattung des Projektes, 

•	 zur Projektgröße,  

•	 zur theoretischen und berufspraktischen Förde-
rung im Projekt,

•	 zur sozialpädagogischen Förderung und Unterstüt-
zung der Teilnehmenden im Projekt,

•	 zur pädagogischen Begleitung des Übergangs in 
weiterführende Bildungsmaßnahmen bzw. in eine 
Ausbildung im Anschluss an das Projekt, 

•	 zu einer pflichtigen gemeinsamen Mahlzeit aller 
Teilnehmenden,

•	 zum pädagogischen Umgang mit dem Produkti-
onsschulgeld als Motivationsprämie,

•	 zur Berücksichtigung und Umsetzung der Quer-
schnittsziele Gleichstellung von Männern und 
Frauen, Chancengleichheit und Nichtdiskriminie-
rung, Nachhaltigkeit,

•	 zur Öffentlichkeitsarbeit,

•	 zum Ablauf- und Zeitplan und zum Phasenverlauf 
des Projekts,

•	 zu den geplanten qualitativen und quantitativen 
Ergebnissen hinsichtlich der Zielsetzung, d. h. den 
angestrebten Zielen des Projektes sowie

•	 zur Qualitätssicherung und zum Controlling. 



II. Nichtamtlicher Teil

Interessenbekundungsverfahren

Richtlinie 
des Ministeriums für Bildung, Jugend 

und Sport des Landes Brandenburg zur Förderung 
berufspädagogischer Maßnahmen der Jugendhilfe 

in der EU-Förderperiode 2014-2020 (RL-berpädJuhi) 

Vom 19.07.2018

Gemäß Ziffern 4.5 und 4.6 o.g. Richtlinie wird mit dieser Ver-
öffentlichung für die Geltungsdauer der Richtlinie (30. Juni 
2022) das Interessenbekundungsverfahren für kooperierende 
Träger von Produktionsschulen eröffnet. 

Träger der Jugendhilfe werden aufgefordert, gegenüber dem 
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) ihr Inte-
resse an einer Kooperation mit einem Zuwendungsempfänger 
(Jugendamt) zu bekunden. Die Interessenbekundung ist unter 
Beifügung eines pädagogischen Konzeptes entsprechend der 
Kriterien und Vorgaben gemäß Ziffern II und III der Anlage zur 
RL-berpädJuhi postalisch an folgende Anschrift zu senden:

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport
Referat 25, Frau Wilksch
Heinrich-Mann-Allee 107
14467 Potsdam

Eine Kontaktaufnahme per E-Mail ist über folgende Adresse 
möglich: christiane.wilksch@mbjs.brandenburg.de

Die genehmigten Träger sowie deren Produktionsschulstandor-
te werden auf den Internetseiten des MBJS im Bereich Kinder 
und Jugend – Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit – Jugend-
sozialarbeit veröffentlicht.

Die bereits im Rahmen des ersten Förderabschnittes der EU-
Förderperiode 2014-2020 auf der Grundlage der zum 31. De-
zember 2018 auslaufenden Vorgängerrichtlinie vom MBJS ge-
nehmigten Träger mit ihren Produktionsschulstandorte gelten 
weiterhin als genehmigt.

Sofern bei bereits genehmigten Trägern und deren Produktions-
schulstandorten Änderungen oder Anpassungen an den Kon-
zepten vorgenommen werden, bedürfen diese einer erneuten 
Genehmigung durch das MBJS.
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